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Agrarpolitik

Überblick

Die Gemeinsame Agrarpolitik des Jahres 1987 war dadurch gekennzeichnet, daß
die im Vorjahr durch die preispolitischen Beschlüsse, insbesondere aber durch
die im Dezember getroffenen Entscheidungen für den Milch- und den Rind-
fleischmarkt1 eingeleitete Umorientierung fortgesetzt wurde und dabei deutliche-
re Konturen annahm. Zu einer Reihe seit langem diskutierter Sachfragen wurden
Entscheidungen getroffen. Allerdings kamen die entscheidenden Beschlüsse erst
im Februar 1988 auf dem Brüsseler Sondergipfel zustande.

Die Notwendigkeit einer Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik wurde von
der Kommission in ihrer dem Rat am 18. Februar übermittelten Mitteilung „Die
Einheitliche Akte muß ein Erfolg werden: Eine neue Perspektive für Europa"2

erneut hervorgehoben. An der Richtung dieser Reform ließ die Kommission kei-
nen Zweifel, wie das folgende Zitat erkennen läßt: „Wenn es der Gemeinschaft
nicht gelingt, den Marktpreisen bei der Lenkung von Angebot und Nachfrage
wieder eine gewichtigere Rolle einzuräumen, wird die GAP immer tiefer in ein
Labyrinth von administrativen und regulatorischen Maßnahmen zur Steuerung
der Produktionsmengen geraten, was einen zunehmenden Widerstand der Ver-
braucher provozieren und die Entwicklung von Substitutionserzeugnissen för-
dern wird; überdies wird sie die Möglichkeiten zur Ausweitung ihrer Absatz-
märkte für industrielle Rohstoffe und Nahrungsmittel durch den Export verbau-
en"3. Entsprechend dieser Zielrichtung forderte die Kommission erstens eine
restriktive Preispolitik, zweitens eine flexiblere Anwendung der Garantierege-
lungen und der Interventionsmechanismen, die diesen wieder ihre ursprüngliche
Rolle eines Ausgleichsinstruments für Schwankungen anstelle einer künstlichen
Ergänzung des Marktes zuweist, und drittens eine Verstärkung der Erzeugermit-
verantwortung, auch mit Hilfe der Quotenregelung.

Markt- und preispolitische Beschlüsse für das Wirtschaftsjahr 1987/88
Im Anschluß an ihre grundsätzlichen Überlegungen übermittelte die Kommis-
sion dem Rat am 20. Februar ihre Vorschläge für die Agrarpreise und flankieren-
de Maßnahmen für das Wirtschaftsjahr 1987/884. Sie sahen eine Fortsetzung der
in den Vorjahren begonnenen restriktiven Preispolitik vor, gekoppelt mit einer
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weiteren Lockerung obligatorischer Interventionen und einem weitgehenden
Abbau des Währungsausgleichs. Erwartungsgemäß konnte sich der Ministerrat
zunächst nicht auf die vorgeschlagenen Maßnahmen einigen. Erst nachdem zu ei-
nigen der strittigen Fragen, insbesondere zur Zukunft des Währungsausgleichs,
durch den Europäischen Rat am 29. und 30. Juni in Brüssel eine grundsätzliche
Einigung herbeigeführt worden war, verabschiedete der Rat am 2. Juli ein ent-
sprechendes Maßnahmenpaket5. Praktisch laufen die Beschlüsse auf ein weitge-
hendes Einfrieren der nominalen Preise hinaus, bzw. auf Preissenkungen von 3%
für Raps und Rübsen, 10% für Hülsenfrüchte, 2% für Wein und 2,5 bis 5% für
einige Obstarten.

Für den Milchmarkt hatte der Ministerrat bereits am 16. 12. 1986 für die bei-
den folgenden Wirtschaftsjahre eine Kürzung der Referenzmengen um insgesamt
3% und eine vorübergehende Stillegung von 5,5% - beides gegen Vergütung -
beschlossen6. Der ebenfalls bereits im Vorjahr gefaßte Beschluß, die bestehen-
den Interventionsregelungen für Butter und Magermilchpulver zu lockern, wur-
de am 3. März durch einen Ratsbeschluß konkretisiert. Danach wird die obliga-
torische Intervention bei Butter ausgesetzt, wenn die nach dem 1.3. 1987 ange-
diente Menge 180 000 Tonnen (t) überschreitet. Während der Aussetzung der
obligatorischen Intervention erfolgt ein Ankauf im Rahmen von Ausschreibun-
gen. Die obligatorische Intervention wird wieder aufgenommen, wenn der
Marktpreis 92% des Interventionspreises unterschreiten sollte. Die Intervention
erfolgt dann zum vollen Interventionspreis. Überschreiten die nach dem
1.3. 1987 neu aufgelaufenen Interventionsbestände 250 000 t, wird die obligato-
rische Intervention erst wieder aufgenommen, wenn der Marktpreis 90% des In-
terventionspreises unterschreitet7.

Die für die Aussetzung der obligatorischen Intervention maßgeblichen Neuzu-
gänge von 180 000 t wurden im Juni erreicht. Durch die danach eingeleitete In-
tervention im Rahmen von Ausschreibungen gelang es, den Marktpreis durch
den Ankauf vergleichsweise geringer Mengen so zu stabilisieren, daß die Auslö-
seschwelle für eine erneute obligatorische Intervention nicht unterschritten
wurde8.

Bei Magermilchpulver wurde die Intervention auf das Sommerhalbjahr (1.
März bis 31. August) beschränkt. Die obligatorische Intervention kann ausge-
setzt werden, falls der Ankauf nach dem 1. März 100 000 t überschreitet. In die-
sem Fall, der bisher nicht eingetreten ist, soll der erforderliche Saisonausgleich
durch eine Beihilfe für die private Lagerhaltung herbeigeführt werden9.

Zum Abbau der Altbestände an Butter beschloß der Außenministerrat am 16.
März 1987 ein Sonderprogramm. Danach sollten 400 000 t zu Sonderbedingun-
gen exportiert, weitere 400 000 t für die Beimischung zu Futtermitteln verbilligt
abgegeben und 100 000 t der Industrie für die Verwendung im Nicht-Nahrungs-
bereich zur Verfügung gestellt werden. Darüber hinaus sollten 130 000 t sozial
schwachen Verbrauchern zu Sonderbedingungen zugänglich gemacht werden.
Die auf rund 3,2 Mrd. ECU geschätzten Kosten sollten von den nationalen Re-
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gierungen vorfinanziert werden10. Im Rahmen dieser Aktionen kam es später zu
umfangreichen Exporten zu Sonderbedingungen, insbesondere in die Sowjet-
union.

Auf dem Rindfleischsektor traten zum 6. April die bereits im Dezember 1986
beschlossenen Regelungen in Kraft, nach denen die obligatorische Intervention
erst erfolgt, wenn der gemeinschaftliche Durchschnittspreis weniger als 91% des
Interventionspreises beträgt und der nationale Durchschnittspreis unter einem
Niveau von 87% liegt11. Sie führte bisher noch nicht zu einer wesentlichen Ein-
schränkung der Interventionskäufe.

Bei Getreide setzte der Ministerrat die bereits im Vorjahr eingeleitete restrik-
tive Preispolitik12 fort. Zwar konnte er sich nicht dazu durchringen, der von der
Kommission zunächst vorgeschlagenen Senkung der Interventionspreise zuzu-
stimmen, beschloß jedoch eine Lockerung des Interventionsmechanismus mit
preissenkender Wirkung. Die Intervention wird auf die Monate Oktober bis Mai
begrenzt und erfolgt nur dann, wenn der durchschnittliche Marktpreis in der Ge-
meinschaft unter dem Interventionspreis liegt, bei Futterweizen, wenn der durch-
schnittliche Marktpreis 95% des Interventionspreises unterschreitet (Auslö-
sungsschwelle). Der Ankauf erfolgt zu 94% des Interventionspreises. Die Zahl
der monatlichen Zuschläge, durch die die Kosten der Lagerhaltung ausgeglichen
werden sollen, wurde von 10 auf 7 (für die Monate November bis Mai) reduziert,
die Höhe der monatlichen Zuschläge von 2,3 ECU/t auf 2,0 ECU/t. Die im Vor-
jahr beschlossene Mitverantwortungsabgabe, die für Kleinerzeuger bis zu einer
Verkaufsmenge von 25 t durch eine Erstattung kompensiert werden kann, wurde
beibehalten13.

Einschränkende Maßnahmen waren bei Ölsaaten notwendig geworden, die
aufgrund unveränderter Preise bei rückläufigen Getreidepreisen deutlich an
Wettbewerbskraft gewonnen hatten, worauf die Erzeuger 1987 mit einer Aus-
dehnung der Anbauflächen gegenüber dem Vorjahr um 25,7% und einer Pro-
duktionssteigerung um 46,4% reagierten, was einen sprunghaften Anstieg der
Marktordnungskosten zur Folge hatte. Um diese Entwicklung zu bremsen, hatte
der Ministerrat bereits zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1986/87 für Raps/Rübsen
und Sonnenblumenkerne ein System garantierter Höchstmengen eingeführt, das
1987/88 auf Sojabohnen ausgedehnt wurde. Nach diesem System werden die
Rieht- und Interventionspreise gekürzt, wenn die garantierten Höchstmengen
entsprechend der Ernteschätzung für das jeweils kommende Wirtschaftsjahr
überschritten werden (Pufferregelung). Für das Wirtschaftsjahr 1987/88 wurden
diese Höchstmengen für die EG-12 bei Raps auf 3,5 Mio. t, bei Sonnenblumen-
kernen auf 1,7 Mio. t und bei Sojabohnen auf 1,1 Mio. t festgelegt und die Kür-
zung auf maximal 10% begrenzt. Die Rieht- und Interventionspreise für Raps/
Rübsen und Sojabohnen wurden um jeweils 3% gesenkt. Die Interventionsrege-
lung wurde der bei Getreide angepaßt. Die Auslösung erfolgt, wenn die gemein-
schaftlichen Marktpreise unter dem (durch die Pufferregelung korrigierten) In-
terventionspreis liegen. Der Ankauf erfolgt zu 94% des Interventionspreises14.
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Bei Zucker konnte der Ministerrat nicht umhin, eine weitere Sonderabgabe
der Erzeuger einzuführen. Bekanntlich soll die Zuckermarktordnung haushalts-
neutral sein, was durch eine Quotenregelung und die Erhebung von Erzeugerab-
gaben (2% für die A-Quote, 39,5% für die B-Quote) erreicht werden soll. Nach-
dem bis 1985 ein Finanzierungsdefizit von 400 Mio. ECU aufgelaufen war, wurde
beschlossen, darüber hinaus eine Tilgungsabgabe einzuführen, um dieses Defizit
in einem Zeitraum von fünf Jahren zu tilgen15. Da es bei rückläufigen Weltmarkt-
preisen zu erneuten Finanzierungslücken gekommen war, beschloß der Minister-
rat für 1987/88 die Einführung einer zusätzlichen Sondertilgungsabgabe, die von
den Mitgliedstaaten entsprechend ihrem Anteil an der B-Quote aufgebracht wer-
den soll.

Agrimonetäre Maßnahmen

In ihren Vorschlägen vom Februar hatte die Kommission mit Blick auf die Ver-
wirklichung des gemeinsamen Binnenmarktes bis 1992 auf einen zügigen Abbau
des Währungsausgleichs gedrängt. Nicht zuletzt aufgrund des deutschen Wider-
stands blieb dieser Verhandlungspunkt lange Zeit kontrovers. Der Kompromiß,
der schließlich gefunden werden konnte, brachte neben einer Kürzung des beste-
henden automatisch wirkende Abbaumechanismen für neu entstehende Wäh-
rungsausgleichsbeträge .

Für den deutschen und niederländischen positiven Währungsausgleich wurde
eine Umschichtung von einem Prozentpunkt zum negativen Währungsausgleich
(switch-over) sowie eine Ausweitung der Freimarge um 0,5 Prozentpunkte be-
schlossen. Durch beide Maßnahmen, die keine Senkung der nationalen Markt-
ordnungspreise zur Folge haben, reduzierte sich der positive Währungsausgleich
auf 1,4% für Milch und 1,0% für Getreide, für alle anderen Erzeugnisse kam er
zum Erliegen. Im Jahr 1988 soll der Abbau des Restwährungsausgleichs durch ei-
ne entsprechende Senkung der Marktordnungspreise erfolgen, wobei der Bun-
desrepublik zugestanden wurde, als Kompensation den zum 1. 7. 1984 einge-
führten Einkommensausgleich (Erhöhung der Mehrwertsteuer um 5 Prozent-
punkte unter gleichzeitiger Erhöhung der Vorsteuerpauschale) volumenmäßig
fortzuführen. Ab Anfang 1989 dürfen jedoch nur noch 3 Prozentpunkte über die
Mehrwertsteuer gewährt werden. Die restlichen 2 Prozentpunkte müssen den
Landwirten ohne Bindung an die Produktion zugeführt werden16.

Der Währungsausgleich spielt vor allem gegenüber Griechenland und dem
Vereinigten Königreich noch eine wichtige Rolle. Er belief sich für Griechenland
am Jahresende je nach Erzeugnis auf — 27,1% (Olivenöl) bis — 45,9% (Milch),
für das Vereinigte Königreich auf — 8,4% (Rindfleisch) bis - 17,5% (Getreide,
Zucker, Olivenöl). In Frankreich schwankten die Spannen zwischen — 1,0%
(Rindfleisch, Wein) und -3 ,5% (Milch, Zucker, Getreide). Schweinefleisch, Ei-
er und Geflügel blieben von dem Währungsausgleich ausgeschlossen. In Irland
schwankten die Sätze zwischen - 2,0% (Rindfleisch) und - 6,3% (Zucker, Ge-
treide), in Italien zwischen - 1,4% (Wein) und - 3,5% (Getreide)17.
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Der Ministerrat beschloß, das bisherige System des Währungsausgleichs im
Grundsatz beizubehalten, neu entstehende Währungsausgleichsbeträge aber
nach einem verbindlichen Schema abzubauen. Währungsausgleichsbeträge, die
aus künftigen Aufwertungen durch Umschichtung bei den übrigen Partnern im
negativen Bereich entstehen („künstliche" Währungsausgleichsbeträge), sollen
in Höhe von 25% zum Beginn des folgenden Wirtschaftsjahres durch Änderung
der Leitkurse abgebaut werden. Damit es hierdurch in diesen Mitgliedstaaten
nicht zu einer Anhebung der Marktordnungspreise in nationaler Währung
kommt, werden die gemeinschaftlichen Marktordnungspreise in ECU entspre-
chend gesenkt. Da es dadurch in den Aufwertungsländern zu Preissenkungen
kommt, werden diese ermächtigt, deren Wirkungen durch nationale Ausgleichs-
zahlungen, die jedoch nicht an die Produktion gebunden sein dürfen, zu kompen-
sieren. Die verbleibenden 75% sollen je zur Hälfte zu Beginn des zweiten und
des dritten auf die Aufwertung folgenden Wirtschaftsjahres durch Abwertung
der landwirtschaftlichen Umrechnungskurse der Mitgliedstaaten mit negativem
Währungsausgleich unter Aufrechterhaltung des Gentlemen's Agreement von
1979 erfolgen, d. h. so, daß es in den Aufwertungsländern zu keinen Preissen-
kungen kommt.

Die aus künftigen Abwertungen resultierenden „natürlichen" Währungsaus-
gleichsbeträge sollen in Höhe von 30% unmittelbar nach der Währungsanpas-
sung und zu je 35% zu Beginn des auf die Währungsanpassung folgenden ersten
und zweiten Wirtschaftsjahres abgebaut werden. Der Abbau erfolgt durch Ab-
wertung der landwirtschaftlichen Umrechnungskurse, d. h. Anhebung der
Marktordnungspreise in der nationalen Währung der Abwertungsländer, soweit
dieser Effekt nicht durch gleichzeitige Senkung der Marktordnungspreise in
ECU ausgeglichen wird.

Agrarstrukturpolitik
Im Bereich der Agrarstrukturpolitik setzte sich die Entwicklung fort, diese mehr
und mehr zu einem Instrument der Einkommenspolitik fortzuentwickeln, sie
gleichzeitig aber auch in den Dienst der Produktionsbegrenzung zu stellen.

Auf seiner Sitzung vom 2./4. März entschied der Ministerrat, die Förderung
der Extensivierung als neue Maßnahme aufzunehmen. Bis Ende 1989 soll diese
Maßnahme auf Getreide, Rindfleisch und Wein angewandt werden. Landwirte,
die sich verpflichten, die Getreidefläche oder die Zahl der für die Fleischproduk-
tion gehaltenen Rinder bzw. den Hektarertrag von Wein um mindestens 20% zu
vermindern, sollen danach eine Erstattung erhalten, die sich nach dem entgange-
nen Deckungsbeitrag bemißt. Die Möglichkeit, Extensivierungsprämien in An-
spruch zu nehmen, muß obligatorisch, beginnend mit dem 1. 4. 1988, in allen
Mitgliedstaaten angeboten werden.

Weiterhin beschloß der Ministerrat auf der gleichen Sitzung, die Obergrenze
für die Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten, deren Fläche in den Vor-
jahren deutlich erweitert worden war, auf 120 ECU anzuheben.
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Für die im Vorjahr eingeführten gemeinschaftlich finanzierten Umweltbeihil-
fen, die in den Mitgliedstaaten den Landwirten (fakultativ) angeboten werden
können, wurden die Einzelheiten festgelegt. Landwirte, die sich daran beteiligen
wollen, müssen sich verpflichten, im Rahmen eines spezifischen Programms für
mindestens fünf Jahre umweltfreundliche Erzeugungspraktiken einzuführen oder
beizubehalten. Die Mitgliedstaaten müssen hierzu Programmgebiete, in denen
für den Umweltschutz und die Erhaltung des natürlichen Lebensraumes eine be-
sondere Notwendigkeit besteht, sowie die Einzelheiten der einzuhaltenden Er-
zeugungspraktiken festlegen. Die Gemeinschaft beteiligt sich an der Finan-
zierung mit jährlich höchstens 100 ECU/ha, bzw. 60 ECU/ha, wenn der Antrag-
steller bereits die in benachteiligten Gebieten gewährte Ausgleichszulage er-
hält18.

Wie in ihrer Mitteilung über die Durchführung der Einheitlichen Europäischen
Akte angekündigt, legte die Kommission am 15. April Vorschläge über Einkom-
mensbeihilfen und die Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Er-
werbstätigkeit vor19, die in leicht revidierter Fassung dem Rat erneut am 3. Juni
zugeleitet wurden20. Der erste der insgesamt drei Verordnungsvorschläge betrifft
eine Gemeinschaftsregelung für Einkommensbeihilfen an , potentiell lebensfähi-
ge" landwirtschaftliche Betriebe, d. h. Haupterwerbsbetriebe, die bestimmte
Einkommensschwellen nicht überschreiten, für die jedoch nachgewiesen wird,
daß sie nach fünf Jahren das durchschnittliche landwirtschaftliche Gebietsein-
kommen bzw. 80% des durchschnittlichen nationalen landwirtschaftlichen Ein-
kommens erreichen können. Diese Betriebe sollen eine degressiv gestaffelte Bei-
hilfe erhalten, deren Höhe den Betrag nicht überschreiten darf, der erforderlich
ist, um das Gesamteinkommen je Arbeitskraft (AK) auf 125% des durchschnitt-
lichen Gebietseinkommens bzw. 100% des durchschnittlichen nationalen Ein-
kommens anzuheben. Die Beteiligung der Gemeinschaft an der Finanzierung soll
auf maximal 2500 ECU/AK und Jahr begrenzt und nach der Bedürftigkeit der
Regionen gestaffelt sein.

Der zweite Vorschlag bezieht sich auf eine Rahmenregelung für einzelstaat-
liche Einkommensbeihilfen an in Schwierigkeiten geratene Betriebe, in denen
das Familieneinkommen eine bestimmte Schwelle nicht überschreitet und die die
landwirtschaftliche Tätigkeit unter zufriedenstellenden wirtschaftlichen Bedin-
gungen nicht fortsetzen können. Die Höhe der einzelstaatlichen Beihilfe soll
höchstens der Differenz zwischen dem Familiengesamteinkommen je AK und
dem durchschnittlichen Gebietseinkommen entsprechen, auf keinen Fall aber
dazu führen, daß 90% des durchschnittlichen nationalen Einkommens über-
schritten werden.

Mit dem dritten Verordnungsentwurf, der sich auf eine Gemeinschaftsrege-
lung zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit er-
streckt, wird der Gedanke einer Vorruhestandsregelung erneut aufgegriffen,
über den im Vorjahr an dieser Stelle berichtet wurde21. Danach sollen Haupter-
werbslandwirte mit einem Alter von mehr als 55 Jahren eine jährliche Vergütung
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erhalten, wenn sie entweder die gesamte für den Markt bestimmte Erzeugung ih-
res Betriebes für mindestens fünf Jahre aufgeben oder ihre Flächen anderen Be-
trieben zur Aufstockung überlassen. Die aufnehmenden Betriebe sollen damit in
die Lage versetzt werden, innerhalb von fünf Jahren mindestens das durch-
schnittliche regionale Einkommen bzw. 80% des durchschnittlichen nationalen
Einkommens zu erreichen. Sie sollen sich verpflichten, trotz der Aufstockung die
Produktion von Überschußerzeugnissen nicht zu erhöhen. Für die jährliche Ver-
gütung, die für höchstens 10 Jahre oder bis zum 70. Lebensjahr abzüglich des
normalen Altersruhegeldes gewährt werden kann, ist ein erstattungsfähiger
Höchstbetrag von 3000 ECU für Verheiratete bzw. 1875 ECU für Alleinstehende
vorgesehen. Bei der Betriebsstillegung kann eine Flächenprämie hinzukommen,
für die ein erstattungsfähiger Höchstbetrag von 250 ECU/ha vorgesehen wurde,
der sich bei Aufforstung um 50 ECU/ha erhöht.

Ständig beschäftigte Lohn- und Familienarbeitskräfte, die das 55. Lebensjahr
vollendet, das normale Rentenalter aber noch nicht erreicht haben, sollen eben-
falls eine von den Mitgliedstaaten festzulegende jährliche Vergütung erhalten,
wenn sie die landwirtschaftliche Erwerbstätigkeit einstellen. Als erstattungsfähi-
ge Höchstbeträge wurden 2000 ECU für Verheiratete und 1250 ECU für Allein-
stehende genannt.

Für die Maßnahmen im Rahmen der Vorruhestandsregelung wurde eine Ge-
meinschaftsbeteiligung vorgeschlagen, die sich in Abhängigkeit von der Bedürf-
tigkeit des jeweiligen Förderungsgebietes auf 25 bis 75% der erstattungsfähigen
Gesamtbeträge belaufen soll.

Finanzierung

Als am 19. Februar der Haushalt 1987 förmlich festgestellt wurde, war bereits
klar, daß er mit einem Finanzvolumen von 36,3 Mrd. ECU die Zahlungsver-
pflichtungen der Gemeinschaft nicht decken konnte. Durch eine Erhöhung im
Rahmen eines im Juni beschlossenen Nachtragshaushalts um 2,1 Mrd. ECU wur-
den die Eigenmittel der Gemeinschaft voll ausgeschöpft, es verblieb jedoch im
Rahmen der Abteilung Garantie des EAGFL ein Defizit, das bis zum Jahresende
einen Betrag von 4,3 Mrd. ECU erreichte22. Es wurde dadurch gedeckt, daß die
bisher den Mitgliedstaaten für die im Rahmen der Agrarpolitik anfallenden Aus-
gaben gewährten Vorschüsse ab November auf nachträgliche Erstattungen um-
gestellt wurden.

Aufgrund dieser mit den Prinzipien einer ordnungsgemäßen Haushaltsführung
kaum zu vereinbarenden Handhabung steht bisher lediglich fest, daß die Ausga-
ben der Abteilung Garantie der EAGFL statt der ursprünglich veranschlagten 23
Mrd. ECU 27,3 Mrd. ECU erreicht haben dürften, wozu noch 1,1 Mrd. ECU für
die Abteilung Ausrichtung hinzukommen. Insgesamt dürfte der Anteil der Aus-
gaben für den Agrarbereich bei 66,6% der Gesamtausgaben gelegen haben.

Unter den Marktordnungsausgaben stehen die Ausgaben für den Milchmarkt
mit 26,8% immer noch an erster Stelle. Sie werden gefolgt von den Ausgaben für
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den Getreidemarkt (16%) sowie von denjenigen für den Rindfleischmarkt
(10,3%), für den Ölsaatenmarkt (8,2%), den Zuckermarkt (8,2%), den Wein-
markt (5,6%) und den Olivenölmarkt (5,1%)B.

Haushaltsstabilisatoren und Flächenstillegung

Bereits in ihrer am 4. August dem Rat zugeleiteten Mitteilung „Bilanz der Maß-
nahmen zur Steuerung der Agrarmärkte und Perspektiven der Gemeinsamen
Agrarpolitik"24 hatte die Kommission Funktionsweise und bisherige Ergebnisse
bestehender Stabilisierungsmechanismen dargelegt. Zur Vorbereitung des Ko-
penhagener Gipfels griff sie dieses Konzept erneut auf und leitete dem Rat am
30. September eine Mitteilung zu, die die Rechtsvorschriften zur Anwendung
von Stabilisierungsmechanismen auf den wichtigsten Agrarmärkten zum Gegen-
stand hatte25. Diese Vorschläge liefen darauf hinaus, auf dem Getreidemarkt eine
Garantiemenge einzuführen, deren Überschreitung automatische Preissenkun-
gen auslösen sollte, die bei Ölsaaten und Eiweißpflanzen bestehenden Regelun-
gen auszubauen, die bei Obst und Gemüse bereits angewandten Stabilisatoren
auf weitere Erzeugnisse auszudehnen und für Wein die obligatorische Destilla-
tion weniger attraktiv zu machen. Darüber hinaus griff die Kommission erneut
ihre Vorschläge vom 15. April für Einkommensbeihilfen und eine Vorruhe-
standsregelung auf und verwies auf die in Vorbereitung befindlichen Anpas-
sungsmaßnahmen hinsichtlich der Reform der Strukturfonds. Sie betonte, daß
ihre Vorschläge als ein geschlossenes, aufeinander abgestimmtes Bündel von
Maßnahmen zu betrachten seien, und warnte vor einem selektiven Vorgehen,
mit dem die Gefahr verbunden sei, daß die Probleme nur zwischen einzelnen Be-
reichen verschoben würden.

Die Vorschläge der Kommission wurden vom Rat zunächst mit Skepsis aufge-
nommen. Vor allem von deutscher Seite wurden Vorbehalte gegen das Konzept
der Stabilisatoren geäußert, insbesondere gegen die Höhe der vorgeschlagenen
Garantiemengen, die als zu niedrig, und gegen die dadurch automatisch ausgelö-
sten Preisabschläge, die als zu weitgehend empfunden wurden.

Gegen das Konzept der Kommission wurde von deutscher Seite der Vorschlag
gestellt, Flächenstillegungen auf freiwilliger Basis zur Produktionsbegrenzung
einzusetzen. Dieser Vorschlag basiert auf der Überlegung, daß es bei dem derzei-
tigen Verhältnis zwischen innergemeinschaftlichen Preisen und Weltmarktprei-
sen wesentlich weniger kostet, den Landwirten bei einem freiwilligen Produk-
tionsverzicht eine Prämie, die sich an der Höhe des entgangenen Deckungsbei-
trags orientiert, zu zahlen, als die zur Erzielung des gleichen Deckungsbeitrages
notwendige Menge an Überschußprodukten zu verwerten. Die Kommission
konnte sich für das deutsche Konzept zunächst nicht recht erwärmen, nahm es
dann aber doch in ihre Vorschläge für die Sitzung des Europäischen Rats in Ko-
penhagen auf.
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Vom Kopenhagener Gipfel zum Brüsseler Sondergipfel

Die Sitzung des Europäischen Rats vom 4./5. Dezember stand weitgehend im
Zeichen der ungelösten Agrarprobleme. Neben Haushaltsstabilisatoren und Flä-
chenstillegungen sollten die Staats- und Regierungschefs über eine bessere Aus-
stattung der Strukturfonds, die Aufstockung der Eigenmittel der Gemeinschaft
sowie die Entlastung Großbritanniens beim Beitrag zum Gemeinschaftshaushalt
entscheiden. Ähnlich wie 1983 in Athen verstrickten sie sich relativ früh in Ein-
zelheiten. Die Bundesrepublik Deutschland und Frankreich wollten einem Vor-
schlag, demzufolge die Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL deutlich
langsamer ansteigen sollten als der gesamte Gemeinschaftshaushalt, nicht zu-
stimmen und sahen die im Rahmen der Stabilisatoren vorgeschlagenen Garan-
tieschwellen als zu niedrig an, während Großbritannien auf niedrige Garantie-
schwellen drängte und seine Zustimmung zur Aufstockung der Eigenmittel der
Gemeinschaft von deutlichen Einsparungen bei den Marktordnungsausgaben ab-
hängig machte. Ein Schlußkommunique kam nicht zustande. Man einigte sich je-
doch darauf, am 11./12. Februar 1988 zu einem außerordentlichen Gipfeltreffen
in Brüssel zusammenzukommen, um die anstehenden Fragen erneut zu beraten26.

Auf dem Brüsseler Sondergipfel gelang es, Kompromißlösungen zu finden. So-
wohl die von der Kommission vorgeschlagenen Stabilisatoren als auch die von
deutscher Seite geforderte Flächenstillegung wurden beschlossen und eine positi-
ve Grundsatzentscheidung über die Vorruhestandsregelung getroffen.

Der beschlossene Stabilisierungsmechanismus bezieht sich auf Getreide, Öl-
saaten und Eiweißpflanzen. Bei Getreide wurde für die nächsten vier Wirt-
schaftsjahre die Garantiemenge auf 160 Mio. t (vorgeschlagen waren zunächst
155 Mio. t) festgelegt. Wird die Garantiemenge überschritten, so wird zu Beginn
des folgenden Wirtschaftsjahres der Interventionspreis um 3% gesenkt. Außer-
dem wird bereits während des Wirtschaftsjahres eine zusätzliche Mitverantwor-
tungsabgabe von bis zu 3% erhoben, die ganz oder anteilig zurückerstattet wird,
wenn sich am Ende des Wirtschaftsjahres herausstellt, daß die Garantiemenge
nicht oder um weniger als 3% überschritten wurde. Kleinerzeuger werden nicht
nur von der bereits bestehenden Basismitverantwortungsabgabe, sondern auch
von der zusätzlichen Mitverantwortungsabgabe befreit.

Für Raps wurde die Garantiemenge auf 4,5 Mio. t festgelegt, für Sonnenblu-
menkerne auf 2 Mio. t, für Soja auf 1,3 Mio. t und für Eiweißpflanzen auf 3,5
Mio. t. Bei Überschreiten der Höchstmengen werden die jeweiligen Preise für
das laufende Wirtschaftsjahr 1988/89 je 1% Überschreitung um 0,45% gekürzt,
für die folgenden Wirtschaftsjahre je 1% Überschreitung um 0,5%.

Die Möglichkeit einer Flächenstillegung gegen Gewährung einer Prämie muß
in allen Mitgliedstaaten den Landwirten angeboten werden. Deren Teilnahme ist
freiwillig. Die Stillegung muß sich für die teilnehmenden Betriebe auf mindestens
20% der Ackerfläche erstrecken, die Dauer der Stillegung fünf Jahre betragen.
Die je Hektar stillgelegte Fläche zu zahlende Prämie soll den Einkommensver-
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lust ausgleichen. Sie kann je nach Ertragslage zwischen 100 ECU und 700 ECU
variieren. Bis zu einer Hektarprämie von 200 ECU beteiligt sich die Gemein-
schaft mit 50%, darüber hinaus bis zu 400 ECU mit 25% und an dem auch diesen
Betrag überschreitenden Satz bis zur Maximalgrenze von 600 ECU mit 15%.
Man hofft, daß das Programm genügend attraktiv ist, um Landwirte mit einer
Gesamtfläche von knapp 1 Mio. ha zur Teilnahme zu veranlassen.

Die von der Kommission im April vorgeschlagene Vorruhestandsregelung
wurde im Grundsatz angenommen. Der Agrarministerrat wurde beauftragt, vor
dem 1. 4. 1988 die entsprechenden Beschlüsse zu treffen. Dieser Maßnahme
wurde jedoch nur fakultativer Charakter zuerkannt, d. h. die Mitgliedstaaten
sind nicht verpflichtet, sie anzubieten27.

Fischereipolitik

Die Festlegung der Gesamtfangmengen für die einzelnen Fischarten im EG-
Meer und deren Aufteilung auf die Mitgliedstaaten, die in früheren Jahren häufig
Anlaß zu langwierigen Verhandlungen gegeben hatten, waren rechtzeitig vor Be-
ginn des Jahres 1987 erfolgt. Auch vor Drittländern standen die Fangrechte zum
Jahresbeginn fest. Für eine Reihe von Fischbeständen in der Nordsee (Seezunge,
Scholle, Kabeljau) mußten die bisherigen Gesamtfangmengen gesenkt werden28.

Im Interesse des Ausgleichs fischwirtschaftlicher Interessen mit Norwegen und
zur Erhaltung des Kabeljaubestandes in der Barentsee legte der Rat im Mai eine Ge-
samtfangmenge für die Kabeljaufischerei der EG vor Spitzbergen fest und verteilte
diese Menge auf die Mitgliedstaaten. Mit Norwegen wurde außerdem eine dauer-
hafte Regelung für die Bewirtschaftung des Nordsee-Herings vereinbart29.

Wie in den Vorjahren wurden mit einer Reihe von Staaten Verhandlungen
über Fischereiabkommen geführt bzw. abgeschlossen. Änderungs- bzw. Verlän-
gerungsabkommen wurden mit Guinea, Äquatorial-Guinea, Guinea-Bissau und
Gambia abgeschlossen, neue Abkommen mit Angola, Mauretanien, Sao Tome
und Principe. Die jährlichen Verhandlungen mit den Färöer wurden im Oktober
abgeschlossen, wobei die EG-Fangmenge für Rotbarsch geringfügig heraufge-
setzt wurde. In dem mit Schweden erneuerten Abkommen wurde das Niveau der
Fangmengen im großen und ganzen gehalten. Das Ende 1987 auslaufende Ab-
kommen mit Kanada wurde nicht verlängert.

Am 14./15. Dezember einigte sich der Ministerrat auf die für 1988 geltenden
Orientierungspreise und die zulässigen Fangmengen im EG-Meer. Dabei stand
die notwendige Anpassung an die teilweise besorgniserregende Bestandsentwick-
lung im Vordergrund. Die für die EG und Norwegen zulässige Gesamtfangmen-
ge für Kabeljau in der Nordsee und die Gesamtfangmenge für Dorsch in der Ost-
see wurden deutlich herabgesetzt. Leicht gekürzt wurde auch die Fangmenge für
Seelachs. Nach Meinung der Bundesregierung wären stärkere Kürzungen not-
wendig gewesen30.

Das im Dezember 1986 beschlossene Strukturprogramm31 trat zum Jahresbe-
ginn in Kraft.

118 Jahrbuch der Europäischen Integration 1987/88



Agrar- und Fischereipolitik

Ausblick

Durch die restriktivere Preispolitik in Verbindung mit einer Lockerung des Inter-
ventionsmechanismus ist der Anpassungsdruck auf die Landwirtschaft größer ge-
worden. Bei den bereits seit langem stagnierenden landwirtschaftlichen Einkom-
men zeichnet sich ein Rückgang ab, dessen Größenordnung allerdings noch in-
nerhalb der üblichen Jahresschwankungen liegt. Daß der Anpassungsdruck be-
ginnt Wirkung zu zeigen, wird an einem Wiederanstieg des Strukturwandels
sichtbar, vor allem aber an einem geradezu dramatischen Rückgang der Zugänge
zu landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen.

Unter den Landwirten, die sich nach der 1984 erfolgten Einführung der Milch-
Garantiemengenregelung 1986 mit einer Kürzung bzw. teilweisen Aussetzung
der einzelbetrieblichen Quoten und in den letzten beiden Jahren mit deutlichen
Preissenkungen für eine Reihe von Erzeugnissen konfrontiert sahen, ohne daß
für sie die Zielrichtung dieser Entwicklung deutlich wurde, haben sich Verunsi-
cherung und Resignation eingestellt. Eine gewisse Politikverdrossenheit ist un-
übersehbar.

Die gemeinsame Agrarpolitik steht vor einer schwierigen Gratwanderung. Sie
wird die eingeschlagene Umorientierung fortsetzen müssen, wobei es jedoch mit-
tel- bis langfristiger Vorgaben bedarf, damit für die Betroffenen die Entwicklung
vorausschaubar wird und einzelbetriebliche Entscheidungen, die Investitionen
oder die Berufswahl des Hofnachfolgers betreffen, sinnvoll getroffen werden
können. Die Agrarpolitik muß auch darauf bedacht sein, ein Überziehen zu ver-
meiden, da dies neben negativen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen
Folgen für den ländlichen Raum hätte, die niemand wünschen kann. Aussicht auf
Erfolg verspricht nur eine mit Augenmaß und Konsequenz betriebene mittlere
Preispolitik, so wie sie etwa vom Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesministe-
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in seinem jüngsten Gutachten
gefordert wurde32, flankiert durch direkt einkommenswirksame Maßnahmen so-
wie Maßnahmen zum subventionierten Abbau von Produktionskapazitäten. Bei
letzteren ist durch die Entscheidung über Flächenstillegung und eine Vorruhe-
standsregelung ein Einstieg erfolgt, erstere blieben trotz weitergehender Vor-
schläge bislang auf die Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten beschränkt.
Hier bleibt für die Zukunft noch einiges zu tun.
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